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Vorwort

as Jahr 1997 ist ein wichtiges Jahr
für die internationale Umwelt- und
Entwicklungspolitik. Im Juni wird

die UN-Generalversammlung auf einer
Sondertagung mit Staats- und Regie-
rungschefs erörtern, wie die Beschlüsse
des Erdgipfels von Rio (UNCED) seit
1992 umgesetzt wurden. Daraus wer-
den die umwelt- und entwicklungspoliti-
schen Prioritäten für die kommenden
Jahre abgeleitet. Im Dezember sollen
auf der dritten Vertragsstaatenkonferenz
zur Klimakonvention im japanischen
Kioto völkerrechtlich verbindliche Maß-
nahmen gegen die weitere Erwärmung
der Erdatmosphäre beschlossen wer-
den.

Beide Ereignisse sind für das Forum
Umwelt & Entwicklung Anlaß, eine Bi-
lanz der deutschen und internationalen

Klimapolitik seit Rio zu ziehen. Das Er-
gebnis ist ernüchternd: Bei den Ver-
handlungen auf UN-Ebene ist ein Kon-
sens nicht in Sicht, die EU steckt mit ihrer
Klimapolitik in der Sackgasse, und auch
die Bundesregierung wird ihrer interna-
tional demonstrierten Vorreiterrolle an-
gesichts der Politik im eigenen Land
nicht gerecht.

Das vorliegende Positionspapier be-
wertet den Stand der internationalen
Bemühungen zur Abwehr der drohenden
Klimaveränderungen. Daneben zeigt es
an den Beispielen Wärmeschutz, Stro-
merzeugung, Förderung erneuerbarer
Energien und vor allem der Verkehrs-
politik bisherige Versäumnisse in
Deutschland auf und präsentiert kon-
krete Vorschläge für eine wirksamere
Politik zum Schutz des Klimas.

D



Klimarahmenkonvention von Rio

6

Die Klimarahmenkonvention von Rio

 it der Klimarahmenkonvention
von Rio verpflichten sich die Ver-

tragsstaaten „die Stabilisierung der
Treibhausgaskonzentrationen auf einem
Niveau, das eine gefährliche anthropo-
gene Störung des Klimasystems verhin-
dert“, zu erreichen (Art. 2 der Klima-
rahmenkonvention, UNFCCC). Wo ein
solches Niveau anzusiedeln ist, wird in
der Konvention allerdings nicht defi-
niert. Innerhalb der internationalen wis-
senschaftlichen Gemeinde kristallisiert
sich erst langsam ein Konsens darüber
heraus, wie eine gefährliche anthropo-
gene Störung in dem interdependenten
Dreieck von Emissionen, atmosphäri-
schen Konzentrationen und beschreib-
baren Auswirkungen des Klimawandels
von den natürlichen Veränderungen des
Klimasystems abgegrenzt werden kann.
Wegen der noch nicht ausreichend be-
schriebenen Wechselwirkungen des at-
mosphärischen Klimasystems mit der
Biosphäre und den Ozeanen sind zwar
einige großräumige Klimatrends, aber
noch keine regionalen Auswirkungen
des Klimawandels vorhersagbar.

Die Konvention gibt lediglich allge-
mein vor, bis wann die Stabilisierung
der atmosphärischen Konzentrationen
auf ungefährlichem Niveau erreicht
werden soll; nämlich innerhalb eines
Zeitraumes, „der ausreicht, damit sich
die Ökosysteme auf natürliche Weise
den Klimaänderungen anpassen kön-
nen, die Nahrungsmittelerzeugung nicht
bedroht wird und die wirtschaftliche
Entwicklung auf nachhaltige Weise fort-
geführt werden kann.“ Das von den Ver-
einten Nationen eingesetzte Wissen-
schaftlergremium Intergovernmental
Panel on Climate Change (IPCC) hat
errechnet, daß selbst eine Stabilisierung
der atmosphärischen CO2-
Konzentration bis zur Mitte des nächsten

Jahrhunderts auf dem doppelten Ni-
veau des vorindustriellen Standes eine
Halbierung der Emissionen erforderte.

Trotz der verbleibenden Unsicher-
heiten, hat das IPCC im Frühjahr 1996
im Konsens von fast 3.000 Wissen-
schaftlern aus über 100 Ländern festge-
stellt, daß bereits heute der menschliche
Einfluß auf das Klima feststellbar ist.
Weiterhin prognostiziert das IPCC, daß
bei Fortschreibung der laufenden Emis-
sionstrends von Treibhausgasen die
eintretenden Klimaveränderungen die
Anpassungsfähigkeit der Ökosysteme
der Landwirtschaft und der küstennahen
Siedlungsräume, vor allem in den Ent-
wicklungsländern, überfordern werden.
Bereits heute ist die atmosphärische
Konzentration des Haupttreibhausgases
Kohlendioxid (CO2) um ein Drittel höher
als in vorindustriellen Zeiten. Die 90er
Jahre weisen im Schnitt die höchsten
Weltdurchschnittstemperaturen auf,
seitdem man begonnen hat, global
vergleichbare Messungen durchzufüh-
ren. Die prognostizierte Erwärmung um
2-3 Grad Celsius innerhalb des nächs-
ten Jahrhunderts würde an Ausmaß und
Schnelligkeit alle seit der letzten Eiszeit
vor 15.000 Jahren nachweisbaren
Temperaturveränderungen übertreffen.

Während die Klimakonvention selbst
bisher lediglich ein Rahmenabkommen
für später zu treffende quantitative Re-
duktionsverpflichtungen für Kohlendi-
oxid (CO2) und andere Treibhausgase
darstellt, haben sich sowohl die Euro-
päische Union (EU) als auch Deutsch-
land konkrete Klimaschutzziele gesetzt,
an denen sie heute zu messen sind.
Doch läßt sich fünf Jahre nach Rio fest-
stellen, daß zwischen den hehren Zielen
und den bis dato ergriffenen Maßnah-
men noch eine erhebliche Lücke klafft.

M
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Internationale Klimapolitik
auf dem Weg nach Kioto

ie schon im Vorfeld von Rio aus-
gehandelte Klimarahmenkonven-
tion wurde am 9. Mai 1992 ange-

nommen und trat, nachdem die not-
wendige Zahl von 50 Staaten ihre Rati-
fikationsurkunden hinterlegt hatte, am
21. März 1994 in Kraft. Die Konvention
wurde inzwischen von 166 Staaten - und
damit dem Gros der Völkergemein-
schaft - unterzeichnet (Stand: 6. Dezem-
ber 1996).

Ein Jahr nach Inkrafttreten der Kon-
vention fand im März/April 1995 in
Berlin die 1. Vertragsstaatenkonferenz
statt. Die Konferenz stellte auf Grundla-
ge einer ersten Überprüfung der natio-
nalen Klimaschutzberichte der Industrie-
staaten fest, daß die bisherigen Ver-
pflichtungen für diese Staaten nicht an-
gemessen sind und erteilte in dem so-
genannten Berliner Mandat den Auftrag,
bis zur 3. Vertragsstaatenkonferenz, die
im Dezember 1997 im japanischen
Kioto stattfindet, ein rechtlich bindendes
Abkommen zur Begrenzung und Ver-
minderung von Treibhausgasen zu er-
arbeiten. Außerdem wurde eine Pilot-
phase für gemeinsam umzusetzende
Aktivitäten (Activities Implemented
Jointly) beschlossen. Die 2. Vertrags-
staatenkonferenz, die im Juli 1996 in
Genf stattfand, konkretisierte den im
Berliner Mandat enthaltenen Auftrag.

Nach sechs Verhandlungsrunden der
Berliner Mandatsgruppe stehen noch
nicht einmal die Grundzüge für das in
Kioto zu beschließende rechtsverbindli-
che Abkommen zur Begrenzung und
Reduzierung von Treibhausgasen fest.
Die auf der 2. Vertragsstaatenkonferenz
abgegebene Genfer Ministererklärung
stellt lediglich fest, daß das Abkommen
rechtsverbindliche Ziele und nicht un-

verbindliche Richtwerte für die national
zu ergreifenden Umsetzungsmaßnah-
men enthalten soll. Da ein erster Entwurf
für das Kioto-Abkommen faktisch im
Juni fertiggestellt sein muß, wird die Zeit
knapp.

Entscheidend sind die Form des  Ab-
kommens - Protokoll oder Änderung der
Konvention - und die Frage, welche
Treibhausgase darunter behandelt wer-
den sollen. Die im internationalen Cli-
mate Action Network (CAN) organisier-
ten Nichtregierungsorganisationen
(NRO) favorisieren aus den folgenden
Gründen ein Protokoll für das Haupt-
treibhausgas CO2, das verbindliche
Ziele und Zeitrahmen festlegt:

n Neue Klimaschutzverpflichtungen
sollten durch ein Protokoll verankert
werden, da es ein praktikableres
und flexibleres Instrument ist als eine
Än- derung der Konvention. Das
sorgsam ausgehandelte Paket der
Kon- vention, das verschiedene An-
forderungen für Industrie- und Ent-
wicklungsländer und eine ausbalan-
cierte Mischung aus Verpflichtungen,
Finanzmechanismus und institutio-
nellen Regelungen darstellt, darf
nicht wieder aufgeschnürt werden.
Eine Änderung der Konvention an ei-
ner Stelle würde weitere Änderungs-
wünsche an anderer Stelle fast auto-
matisch nach sich ziehen.

n Ein Protokoll der ersten Generation
sollte nur für die Industrieländer, die
in der Konvention benannt sind (O-
ECD-Länder und Osteuropäer), gel-
ten und sich auf die Reduzierung von
CO2 aus der Verbrennung fossiler E-
nergieträger beschränken. Im Ge-
gensatz zum Haupttreibhausgas CO2
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bestehen bei anderen wichtigen Ga-
sen, beispielsweise Methan aus der
Landwirtschaft oder Lachgas aus der
Stickstoffdüngung, noch erhebliche
Zweifel über die atmosphärische
Verweildauer, die Absorption dieser
Gase durch natürliche Senken und ü-
ber die konkreten Emissionszahlen.
Aus diesen Gründen lassen sich für
diese Gase nur schwer quantitative
rechtlich bindende Reduktionsziele
ableiten. Eine Beschränkung auf das
Haupttreibhausgas CO2 wird auch
die ohnehin komplizierten Verhand-
lungen um ein Protokoll oder ein an-
deres rechtlich bindendes Abkom-
men vereinfachen.

n Wichtig sind weiterhin das Basis- und
das Zieljahr des Abkommens. Als Ba-
sisjahr sollte das in der Konvention
schon verwendete Jahr 1990 heran-
gezogen werden. Das Zieljahr sollte
in möglichst naher Zukunft liegen,
um kurzfristiges politisches Handeln
zu befördern. Schließlich müssen an-
spruchsvolle Reduktionsziele für das
Haupttreibhausgas CO2 vereinbart
werden, die für alle Industrieländer
einheitlich gelten. Das Forum Um-
welt & Entwicklung unterstützte schon
auf der Berliner Klimakonferenz die
Forderung der Assoziation Kleiner In-
selstaaten (AOSIS) nach einer 20-
prozentigen CO2-Reduktion in den
Industriestaaten bis  zum Jahr 2005
auf der Grundlage des Jahres 1990.

n Neben verbindlichen Zielen sollten
möglichst viele gemeinsame Politik-
maßnahmen für alle Industrieländer
festgelegt werden. Deutschland und
die EU unterstützen dieses Ziel. Ande-
re Staaten wie die USA lehnen ver-
bindliche Maßnahmen ab und wol-
len es den einzelnen Vertragsstaaten
frei überlassen, wie sie das verein-
barte Ziel erreichen.

Als Finanzmechanismus der Konven-
tion dient die Globale Umweltfazilität
(GEF)) . Dieser Fonds wurde 1991 in ge-
meinsamer Verwaltung von Weltbank,
UNDP und UNEP eingerichtet. Umwelt-

und entwicklungspolitische NRO hatten
stattdessen die Schaffung eines eigenen
multilateralen Fonds für die Konvention
nach Vorbild des Montrealer Abkom-
mens zum Schutz der Ozonschicht vor-
geschlagen. Mit 2,03 Mrd US-Dollar für
die erste reguläre Laufzeit des Fonds
(Mitte 1994-1997) blieb seine Finanz-
ausstattung weit hinter den Erwartungen
und erst recht hinter dem ökologisch
Notwendigen zurück. Das Klimapro-
gramm der GEF, in das 40 Prozent der
Fondsmittel fließen, unterstützt Regie-
rungen der Entwicklungsländer und der
osteuropäischen Staaten bei der Umset-
zung ihrer Verpflichtungen aus der Kon-
vention. Das Programm ist mit den typi-
schen Reibungsverlusten der Projektfi-
nanzierung behaftet. Für NRO wurde
inzwischen ein mit geringen Mitteln
ausgestattetes „Small Grants Program“
eingerichtet. Die ersten Erfahrungen mit
diesem Programm sind gut. Allerdings
sind die Antragsverfahren langwierig,
und zu wenige NRO in den Zielländern
wissen von diesem Programm.

Als weitere Möglichkeit, Klima-
schutzmaßnahmen zu finanzieren, sieht
die Konvention vor, Reduktionsver-
pflichtungen auch gemeinsam mit an-
deren Vertragsstaaten umzusetzen. Die-
ses Instrument wird „Gemeinsame Um-
setzung“ (Joint Implementation) ge-
nannt. Das Konzept basiert auf der
Grundannahme, daß die Reduktion
klimawirksamer Emissionen in den In-
dustrieländern mit hohen Kosten ver-
bunden ist, während in den Entwick-
lungsländern durch den Transfer fort-
schrittlicher Technologien die gleichen
Reduktionsraten rascher und kosten-
günstiger erzielt werden können. Statt
Treibhausgasemissionen vor Ort zu re-
duzieren, könnte ein Industrieland daher
preiswertere Investitionen in einem Ent-
wicklungsland vornehmen und die dort
erreichten CO2-Minderungen auf seine
eigenen Verpflichtungen anrechnen
lassen. Nachdem sich die Berliner Ver-
tragsstaatenkonferenz nicht über die
Bedingungen für die Durchführung von
Joint Implementation einigen konnte,
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legte sie eine Pilotphase für sogenannte
Activities Implemented Jointly (AIJ) fest.
Nach dem ersten Jahr dieser Pilotphase
liegen erst geringe Erfahrungen darüber
vor, inwieweit mit diesem Instrument
kostengünstige CO2-Minderungseffekte
erzielt werden können. Die Pilotphase
für AIJ ist bis zum Ende dieses Jahr-
zehnts befristet. Dieser Zeitraum sollte
abgewartet werden, bis über Kriterien
zur Anwendung von Joint Implementati-
on entschieden wird.

Auf der 2. Vertragsstaatenkonferenz
in Genf brachten die Vereinigten Staa-
ten das Instrument handelbarer Emissi-
onszertifikate ins Gespräch, um die
Verpflichtungen eines Treibhausgasmin-
derungsabkommens flexibler umsetzen
zu können. Die USA schlagen vor, daß
alle Staaten mit quantifizierten Redukti-
onsverpflichtungen diese untereinander
handeln können. Mit Staaten ohne Ver-
pflichtungen sollen Joint Implementati-
on Projekte möglich werden. Zahlreiche
Nichtregierungsorganisationen sind
dagegen der Auffassung, daß ein Zerti-
fikatesystem nur auf Grundlage an-
spruchsvoller CO2-Reduktionsziele und
nicht als Vorbedingung für den
Abschluß eines solchen Abkommens
ausgehandelt werden kann. Außerdem
muß ein internationaler Kontroll- und
Durchsetzungsmechanismus für den
Zertifikatehandel innerhalb der Ver-
pflichtungen der Konvention festgelegt
werden.

Fazit
Grundvoraussetzung für die erfolgreiche
Weiterentwicklung der Klimarahmen-
konvention ist die Verabschiedung eines
anspruchsvollen Protokolls zur Treib-
hausgasreduktion auf der 3. Vertrags-
staatenkonferenz in Kioto. Das Forum
Umwelt & Entwicklung unterstützt hierbei
den Vorschlag der AOSIS, den CO2-
Ausstoß der Industriestaaten bis 2005
gemessen am Basisjahr 1990 um 20
Prozent zu senken.
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EU-Klimapolitik in der Sackgasse

it einem Anteil von 14 Prozent
(Stand 1994) am Weltenergie-
verbrauch gehört die Europäische

Union zu den ganz Großen im Kohlen-
stoffclub. Die Pro-Kopf-Emissionen an
CO2 betrugen im Jahre 1990 7,3 Ton-
nen. Sie weisen innerhalb der Union
selbst starke Unterschiede auf. Aufgrund
ihres geringeren Industrialisierungsgra-
des ist der Pro-Kopf-Ausstoß in den süd-
lichen Mitgliedstaaten heute noch nied-
riger als der der Mittel- und Nordeuro-
päer. Allerdings steigen in diesen Län-
dern die Emissionen stark an.

Das erste Klimaschutzprogramm der
damaligen Europäischen Gemeinschaft
wurde 1990 vorgelegt. Mit einem Paket
gemeinsamer Maßnahmen wollten Eu-
ropas Umweltminister den CO2-Ausstoß
in der EG, der Prognosen zufolge um 12
Prozent angestiegen wäre, bis zur Jahr-
tausendwende auf dem Niveau von
1990 stabilisieren:

n Kernstück der europäischen Klima-
schutzstrategie war die Einführung
einer gemeinschaftlichen
CO2/Energiesteuer. Diese Steuer
sollte zu über 50 Prozent zum ge-
meinschaftlichen Klimaschutzziel
beitragen.

n Mit dem SAVE-Rahmenprogramm
(Special Action Program for Vigorous
Energy Efficiency) sollte die Energie-
effizienz durch eine Reihe flankieren-
der Maßnahmen gefördert werden.

n ALTENER (Alternative Energy), ein
Programm für erneuerbare Energien,
sollte die Alternative zu den fossilen
Energien voranbringen.

n Der Energiebinnenmarkt sollte künst-
liche Marktbarrieren beseitigen und

damit auch Umweltschutzmaßnah-
men auf die kostengünstigste Weise
möglich machen.

n Schließlich sah die Kommission ein
eigenes Programm zur Überwachung
der klimapolitischen Fortschritte in
den Mitgliedstaaten sowie zum In-
formations- und Datenaustausch vor,
den sogenannten Monitoring-Mecha-
nismus.

Keine eigenen Vorschläge machte
das Klimaprogramm der EU für die
CO2-Emissionen des Verkehrssektors. So
gab die Kommission das Vorhaben für
ein europaweites Tempolimit auf,
nachdem Deutschland seinen Wider-
stand angemeldet hatte.

Das Klimaprogramme der EU-Kom-
mission kann mit dem querschnittsori-
entierten deutschen CO2-Minderungs-
programm verglichen werden. Vorge-
sehen waren ursprünglich im Rahmen
von SAVE Energiesparmaßnahmen in
der Energieerzeugung, im Gebäudebe-
reich und bei technischen Geräten.
Durch ALTENER sollten die erneuerba-
ren Energien gefördert werden. For-
schung und Entwicklung sollten durch
die Programme JOULE und THERMIE
vorangetrieben und flankierend ein all-
gemeines Preissignal durch die Einfüh-
rung einer Klimasteuer gesetzt werden.
Dem Ansatz des 5. Umweltakti-
onsprogrammes der EU folgend sollte
das gesamte umweltpolitische Instru-
mentarium eingesetzt werden, angefan-
gen mit Richtlinien und Verordnungen,
hin zu technischen Standards und der
Einführung der Steuer.

Doch schon wenige Wochen vor Rio
erlebten die EU-Pläne einen ersten
Rückschlag. Der Rat der europäischen

M
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Minister verschob die Einführung der
CO2-Energiesteuer auf unbestimmte
Zeit. Die Steuer sollte nur zusammen mit
den anderen großen Industriestaaten -
gemeint waren damit vor allem die USA
- eingeführt werden. Der gute Eindruck,
den die Europäer in Rio zu machen ge-
dachten, wurde geschmälert.

Fünf Jahre nach Rio ist die Halbzeit-
bilanz der EU-Klimapolitik nieder-
schmetternd. Von einer gemeinschaftli-
chen Klimapolitik kann nicht mehr die
Rede sein. Nach zähen Verhandlungen
wurde eine harmonisierte
CO2/Energiesteuer auf dem EU-Gipfel
im Dezember 1994 von den Staats- und
Regierungschefs zu Grabe getragen.
Heute wird nur noch darüber diskutiert,
ob die EU-weit harmonisierte Mineral-
ölsteuer auf andere Energieträger wie
Kohle, Gas und Strom ausgeweitet wer-
den soll.

Auf dem Weg zur Errichtung eines E-
nergiebinnenmarktes wurde bisher nur
die Richtlinie zur Liberalisierung des
Strommarktes verabschiedet. Ursprüng-
lich sollte der Energiebinnenmarkt
durch die CO2/Energiesteuer und eine
Richtlinie, die der Energiewirtschaft eu-
ropaweit die Anwendung integrierter
Ressourcenplanung vorgeschrieben
hätte, flankiert werden. Nun ist zu be-
fürchten, daß durch die sinkenden
Strompreise im Energiebinnenmarkt ein
Preissignal für verschwenderischen E-
nergieverbrauch gesetzt wird, ohne daß
diese Preissenkung durch eine Energie-
besteuerung aufgefangen wird. Die
Richtlinie über Integrierte Ressourcen-
planung, die die Energieversorgungs-
unternehmen in der Gemeinschaft dazu
hätte bringen sollen, Einsparmöglich-
keiten auf Verbraucherseite zu prüfen
und durchzuführen, wurde unter ande-
rem auf Grund deutschen Widerstandes
bisher nicht verabschiedet. Der inner-
halb der EU-Kommission diskutierte
Vorschlag für eine Stromeinspeisericht-
linie für Energie aus erneuerbaren
Quellen und aus Kraftwärmekopplung
wurde bisher nicht offiziell vorgelegt.

Aus den Programmen SAVE und ALTE-
NER konnte zwar eine Vielzahl von Pi-
lotprojekten für Integrierte Ressourcen-
planung, energiesparende Technolo-
gien und den Einsatz erneuerbarer E-
nergiequellen
gefördert wer-
den. Wegen der
geringen finan-
ziellen Ausstat-
tung der Pro-
gramme läßt
sich die bisherige
Wirkung auf die CO2-Emissionen aber
nicht quantifizieren. Beide Programm
wurden nach einer ersten Phase zwar
verlängert, aber - unter anderem auf
deutschen Wunsch - deutlich geringer
finanziell ausgestattet, als von der
Kommission und dem Europäischen
Parlament vorgeschlagen.

n Der von der EU selbst eingerichtete
Monitoring-Mechanismus zeigt inzwi-
schen, daß die Emissionen der EU
bis zum Jahr 2000 voraussichtlich
weiter ansteigen werden. Zur UN-
Klimakonferenz in Berlin mußte die
EU-Kommission diese Tatsache offi-
ziell eingestehen. Das von der EU-
Kommission in Auftrag gegebene
Trendszenario prognostiziert gegen-
über 1990 einen Anstieg der CO2-
Emissionen um 3,5-4 Prozent bis zum
Jahr 2000 und um 8 Prozent bis
2005.

 Das Potential zum Handeln ist zahl-
reichen Studien zufolge dagegen vor-
handen:

n So identifizierte die Internationale
Energieagentur (IEA) im Auftrag der
Europäischen Kommission ein kurz-
fristig realisierbares und kostengüns-
tiges europäisches Stromsparpoten-
tial von 15-20 Prozent. Noch höhere
Stromsparraten seien, so die Wissen-
schaftler, möglich, wenn die Unter-
nehmen längere Abschreibungszeiten
für getätigte Energiesparinvestitionen
akzeptieren würden.

Fünf Jahre nach Rio ist die
Halbzeitbilanz der EU-
Klimapolitik nieder-

schmetternd. Von einer
gemeinschaftlichen Klima-
politik kann nicht mehr die

Rede sein.
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n Eine vom World Wide Fund for Na-
ture (WWF) bei der Universität Rot-
terdam in Auftrag gegebene Studie
kommt zu dem Schluß, daß allein
durch kosteneffiziente Maßnahmen
der CO2-Ausstoß der EU-Länder bis
2005 um 14 und bis 2008 um 20
Prozent gesenkt werden kann.

n Auch der europäische Industriedach-
verband UNICE kam im Herbst 1995
bei einer Untersuchung über Energie-
effizienzspielräume in 26 europäi-
schen Industriegruppen zu ähnlichen
Prozentsätzen. Über 850 Millionen t
CO2 und damit mehr als ein Viertel
aller Emissionen der EU könnten ent-
sprechend UNICE mit existierenden
Technologien eingespart werden.

n Forscher des Lawrence Berkeley In-
stitutes in Kalifornien haben inner-
halb eines großangelegten For-
schungsprojektes über mehrere EU-
Mitgliedstaaten des International
Project on Sustainable Energy Paths
die Langfristperspektive erkundet. Mit
kosteneffizienten Maßnahmen kön-
nen innerhalb der nächsten 30 bis 50
Jahre 60 Prozent der EU-weiten CO2-
Emissionen eingespart werden. Und
die Wirtschaft kann weiter wachsen
wie bisher - unter anderen Rahmen-
bedingungen.

n Als langfristiges Ziel formuliert die
von der Umweltorganisation Friends
of the Earth (FoE) in Auftrag gegebe-
ne Studie „Ein zukunftsfähiges Euro-
pa“ eine Reduzierung des CO2-
Ausstoßes pro Kopf von heute 7,3
Tonnen jährlich auf 1,7 Tonnen im
Jahre 2050. Das zukunftsfähige Eu-
ropa orientiert sich dabei an den
Vorgaben des Intergovernmental
Panel on Climate Change (IPCC).
Notwendig dazu wäre eine Vermin-
derung der Verbrennung fossiler E-
nergieträger um mindestens drei
Viertel.

n Die europäische Sektion der Umwelt-
schutzorganisation Greenpeace hält
in dem von ihr in Auftrag gegebenen

Fossil Free Energy Scenario bis zum
Jahre 2050 sogar eine CO2-freie E-
nergiewirtschaft in Europa für tech-
nisch möglich.

Fazit
Mit den bisher ergriffenen Maßnahmen
verfehlt die EU ihr selbstgestecktes CO2-
Stabilisierungsziel. Deswegen muß vor
allem die von der EU-Kommission vor-
geschlagene CO2/ Energiesteuer unver-
züglich beschlossen werden. Weitere
vielversprechende Maßnahmen sind die
von der EU-Kommission vorgeschlage-
ne Erhöhung der Mineralölsteuersätze
und die Richtlinie zur Integrierten Res-
sourcenplanung. Weitere Maßnahmen
sind nötig, um für den Zeitraum nach
dem Jahr 2000 den gemeinschaftlichen
CO2-Ausstoß kontinuierlich zu redu-
zieren. Das Forum Umwelt & Entwick-
lung unterstützt dabei die Forderung
des Europäischen Parlamentes, den
CO2-Ausstoß bis zum Jahre 2005 ge-
messen am Stand von 1990 um 20 Pro-
zent zu senken.
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Deutsche Klimapolitik auf dem Prüfstand

„Deutschland hält an dem Ziel fest, bis zum Jahre
2005 seinen CO2--Ausstoß gegenüber 1990 um
25 Prozent zu senken.“
(Bundeskanzler Helmut Kohl auf der
1. Vertragsstaatenkonferenz, 5. April 1995)

er Grund für den stockenden Ver-
lauf der internationalen Verhand-
lungen um Treibhausgas-

reduktionen sind die Defizite in der na-
tionalen Umsetzung klimapolitischer
Maßnahmen in allen Ländern.
Deutschland hatte von Anfang an eine
Vorreiterrolle bei der Reduktion des
Haupttreibhausgases CO2 angestrebt.
Das erstmals 1990 formulierte und in
der Rede des Bundeskanzlers vor dem
Berliner Klimagipfel modifizierte CO2-
Minderungsziel der Bundesregierung
war die Voraussetzung dafür, daß sich
die EU auf eine Stabilisierung ihres
CO2-Ausstoßes bis zum Jahre 2000
einigen konnte. Das EU-
Stabilisierungsziel wiederum war Bedin-
gung für den erfolgreichen Abschluß der
Klimarahmenkonvention kurz vor Rio.
Das CO2-Minderungsziel der Bundesre-
gierung ist also ein Musterbeispiel da-
für, daß nationale Vorleistungen die
Dynamik internationaler Verhandlungs-
prozesse positiv beeinflussen können.
Die Kehrseite nationaler Vorreiterrollen
ist allerdings der drohende Glaubwür-
digkeitsverlust, wenn das selbstgesteckte
Ziel deutlich verfehlt werden sollte. An-
gesichts der sich momentan abzeich-
nenden Schwierigkeiten, das 25-
Prozent-Ziel bis 2005 zu erreichen, wird
deswegen von interessierter Seite der
Ruf laut, das Ziel zu strecken oder zu
modifizieren. Für eine solche Aufgabe
des vom Bundeskanzler in persona ver-

kündeten Zieles gilt allerdings dasselbe
wie für das Nichterreichen des Zieles:
Nicht nur der Ruf Deutschlands, sondern
auch der internationale Verhand-
lungsprozeß würden dadurch beschä-
digt.

Die Bundesregierung hatte schon am
13. Juni 1990 eine Interministerielle
Arbeitsgruppe (IMA) „CO2-Reduktion“
unter Federführung des Bundesumwelt-
ministeriums eingesetzt, um Vorschläge
für Maßnahmen zur Umsetzung des
nationalen Klimaschutzprogrammes zu
erarbeiten. Nach Vorlage des inzwi-
schen 3. IMA-Berichtes umfaßt das CO2-
Minderungsprogramm der Bundesre-
gierung 109 Maßnahmen aus den Be-
reichen Energieversorgung, Verkehr,
Gebäude, neue Technologien sowie
Land- und Forstwirtschaft. Das CO2-
Minderungsprogramm wird somit vom
Ansatz her dem Querschnittscharakter
der Klimapolitik gerecht. Schwerwie-
gende Defizite finden sich jedoch bei
der Auswahl der Maßnahmen und bei
deren Umsetzung. In vier Schwerpunkt-
bereichen des CO2-
Minderungsprogrammes zeigt sich dies
besonders deutlich:

Beispiel 1: Wärmeschutz

Die Bundesregierung setzt bei ihrem
CO2-Minderungsprogramm große
Hoffnungen auf das immense Energie-

D
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sparpotential im Gebäudebereich. Die
Haushalte tragen genau ein Viertel zu
Deutschlands CO2-Emissionen bei. Da-
bei entfallen allein 78 Prozent auf die
Heizung. Hinzu kommen der Heizbedarf
von Industrie, Handel und Verwaltung.
Im Bereich der sogenannten Klein-
verbraucher, also beispielsweise im
Handel und Handwerk, entfallen auf die
Raumwärme 52 Prozent des Gesamt-
energiebedarfes, in der Industrie im-
merhin noch 11 Prozent.

Die wichtigsten im CO2-Minderungs-
programm der Bundesregierung ent-
haltenen Maßnahmen, um das CO2-

Sparpotential im
Gebäudebestand
auszuschöpfen, sind
die im Jahre 1995
inkraftgetretene
Novelle der Wär-
menutzungsverord-
nung und Förder-

programme für den Altbaubestand. Für
Neubauten soll mit der neuen Wärme-
nutzungsverordnung eine absolute Ver-
minderung des Heizbedarfes von durch-
schnittlich 30 Prozent erreicht werden.
Defizite der Verordnung sind die weit-
gehende Ausklammerung des Altbau-
bestandes und der Umstand, daß sich
die Verordnung nicht an dem heute
schon technisch und ökonomisch ver-
tretbaren Niedrigenergiehaus-Standard
orientiert.

Eine systematische Offensive für den
Wärmeschutz erfordert es deshalb, vor
allem den Altbaubestand einzubezie-
hen. Dort beträgt das technische Ener-
giesparpotential nach Untersuchungen
der Klima-Enquetekommission des
Deutschen Bundestages bis zu 80 Pro-
zent. Wirtschaftlich sind bauliche Ener-
giesparmaßnahmen vor allem dort, wo
ohnehin renoviert werden muß - in den
Sanierungsgebieten unserer Großstädte
und im Altbaubestand in Ostdeutsch-
land. Bisher sieht die Wärmeschutzver-
ordnung die nachträgliche Wärme-
dämmmung von Altbauten nur bei der
Totalsanierung des Gebäudes vor. Oft

werden selbst dann, auf Grund man-
gelnder Kontrolle, die vorgeschriebenen
Werte nicht erreicht.

Technisch machbar, wenngleich noch
recht kostspielig, sind weitere Fort-
schritte hin zum „Passivhaus“ oder
„Nullenergiehaus“. Passivhäuser stellen
ihren Raumwärmebedarf vor allem
durch die passive Nutzung der Sonnen-
energie sicher. Ihr Wärmeverlust liegt
bei höchstens 15 Prozent der in der no-
vellierten Wärmeschutzverordnung vor-
geschriebenen Werte. Nullenergie-
häuser kommen ohne konventionelle
Heizanlage aus, indem sie alle Mög-
lichkeiten des Wärmeschutzes, der pas-
siven Sonnenenergienutzung und der
Wärmewiedergewinnung kombinieren.
Passiv- und Nullenergiehäuser gibt es
bisher nur als Modellhäuser. In diesem
Bereich liegt ein großes Potential für die
nach 2005 weiter notwendigen CO2-
Reduktionen. Forschungs- und Markt-
einführungsprogramme müssen deswe-
gen schon heute beginnen.

Beispiel 2: Stromerzeugung

Die deutschen Kraftwerke sind mit ü-
ber 370 Millionen Tonnen jährlich für
mehr als ein Drittel des nationalen CO2-
Ausstoßes verantwortlich. Nach Schät-
zungen des Prognos-Institutes wird der
Bruttostromverbrauch von 1992 bis zum
Jahre 2020 um weitere 23 Prozent an-
steigen.

Hauptinstrumente des CO2-Minde-
rungsprogrammes, um diesen mit dem
deutschen Klimaschutzziel unvereinba-
ren Trend umzukehren, sind die Novelle
des Energiewirtschaftsgesetzes, die ö-
kologische Steuerreform und die Förde-
rung erneuerbarer Energien. Der Entwurf
der Bundesregierung zur Novelle des
Energiewirtschaftsgesetzes nutzt aller-
dings nicht die mit der EU-Richtlinie zur
Liberalisierung des Strommarktes eröff-
neten Möglichkeiten, die Energiever-
sorgung stärker am Ziel der Umwelt-
und Ressourcenschonung auszurichten.
Indem die kommunale Energieversor-

Nach Schätzungen des
Prognos-Institutes wird

der Bruttostrom-
verbrauch von 1992 bis

zum Jahre 2020 um
weitere 23 Prozent an-

steigen.
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gung gegenüber den großen Stromver-
sorgern wettbewerblich geschwächt
wird, werden vorhandene kommunale
Programme zur Integrierten Ressourcen-
planung und zur Energieeinsparung auf
Verbraucherseite gefährdet. Die Chan-
ce, in Rahmen der Energierechtsnovelle
die Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) und
die Nutzung erneuerbarer Energien zu
privilegieren, wurde von der Bundesre-
gierung vertan. Damit werden entspre-
chende andere Maßnahmen aus dem
CO2-Minderungsprogramm, wie bei-
spielsweise die Steuerpräferenz für eine
begrenzte Zahl von KWK-Anlagen, und
kleinere Förderprogramme für die er-
neuerbaren Energien konterkariert.

Dagegen werden weiterhin die fos-
silen Energieträger subventioniert. Ne-
ben der steuerlichen Privilegierung der
Mineralölwirtschaft und zahlreicher
Verwendungsarten von Mineralölpro-
dukten sind das vor allem die Stein-
kohlesubventionen (1997 rund 10 Milli-
arden DM).

Nach Aussage ihres CO2-Minde-
rungsprogrammes unterstützt die Bun-
desregierung den Vorschlag der EU-
Kommission für die Einführung einer
EU-weiten CO2/Energiesteuer. Nach-
dem die EU-Kommission diesen Vor-
schlag nicht weiterverfolgt, ist die Bun-
desregierung dazu aufgerufen, ebenso
wie zahlreiche andere Mitgliedstaaten
eine nationale CO2/Energiesteuer ein-
zuführen.

Beispiel 3: Erneuerbare Energien

Eine 1995 für das Bundeswirtschafts-
ministerium angefertigte Studie des
Prognos-Institutes rechnet bei einer
„Weiter So“-Politik mit einem Anteil der
erneuerbaren Energien an der Primär-
energieerzeugung von 3,6 Prozent im
Jahre 2020 gegenüber 2,3 Prozent
heute. Das realisierbare Potential der
erneuerbaren Energiequellen liegt nach
Ansicht von Prognos dagegen beim
Zweifachen des aktuellen Weltenergie-
verbrauches. Die Klima-Enquete-

kommission des Deutschen Bundestages
hat das Szenario einer Solar-
Wasserstoff-Wirtschaft errechnet, die bis
zum Jahre 2050 zu über zwei Dritteln
auf erneuerbaren Energien basiert. Das
Wuppertal Institut ermittelte ein techni-
sches Stromerzeugungspotential von
Wind, Wasser und Photovoltaik von
über 250 Milliarden Kilowattstunden
jährlich und damit der Hälfte der aktu-
ellen deutschen Nettostromproduktion.
Das von der Umweltorganisation
Greenpeace veröffentlichte Fossil Free
Energy Scenario weist nach, daß bis zur
Mitte des nächsten Jahrhunderts mit
Hilfe von Energieeinsparung und erneu-
erbaren Energiequellen ganz auf fossile
Brennstoffe und die Kernenergie ver-
zichtet werden kann.

Die im CO2-Minderungsprogramm
der Bundesregierung genannten Maß-
nahmen erweisen sich als unzureichend,
um dieses Potential zu nutzen. So wur-
den 1994 ganze 10 Millionen DM im
Bundeshaushalt für mehrere Einzelmaß-
nahmen zur Förderung der Anwendung
erneuerbarer Energien zur Verfügung
gestellt. Mit
dem Förder-
programm
Photovoltaik
wurden ganze
2.250 Anla-
gen gefördert.
Das Pro-
gramm war
wegen der
Vielzahl der eingegangenen Anträge
nach wenigen Monaten ausgeschöpft.
Quantitativ nachweisbare CO2-Einspa-
rungen wurden bislang allein durch die
Effekte des Stromeinspeisegesetzes er-
zielt, das in Deutschland einen Boom
von Windkraftanlagen auslöste. Umso
bedauerlicher ist es, daß der Bundes-
wirtschaftsminister in einem Schreiben
an die EU-Kommission angekündigt
hat, die Einspeisevergütung für Strom
aus Windenergie weiter zu senken.

Im Gegensatz zur EU, die eine Ver-
doppelung des Anteiles der erneuerba-

Das von Greenpeace veröffentlichte
Fossil Free Energy Scenario weist
nach, daß bis zur Mitte des nächs-
ten Jahrhunderts mit Hilfe von E-

nergieeinsparung und erneuerbaren
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ren Energien bis 2005 vorsieht, und
einigen Bundesländern hat die Bundes-
regierung noch kein quantitatives Ziel
festgelegt, um den Anteil der erneuer-
baren Energien an der Primärenergie-
bereitstellung zu erhöhen. Als Mindest-
größe müßte die von Bundesumweltmi-
nisterin Merkel vorgeschlagene Ver-
doppelung des Anteiles erneuerbarer
Energien bis zum Jahr 2005 dienen.

Beispiel 4: Verkehrspolitik

In der früheren Bundesrepublik stieg
die Nachfrage nach Verkehrsdienstleis-
tungen zwischen 1970 und 1990 um
etwa 50 Prozent an. Dabei kam es so-
wohl beim Personen- als auch beim
Güterverkehr zu einer Verschiebung auf
die emissionsintensiveren Verkehrsarten
Luftverkehr und Straße. Verlierer waren
die Schiene, Wasserwege und der Öf-
fentliche Nahverkehr.

Der Verkehrssektor ist damit die offe-
ne Wunde der deutschen Klimapolitik.
Schon 1990 war er verantwortlich für
28,2 Prozent des Energieverbrauches.

Prognos kommt in sei-
ner 1995er Studie für
das Bundeswirtschafts-
ministerium zu dem
Schluß: „Im Verkehr
zeigt sich bis 2000 der

markanteste Verbrauchsanstieg aller
Verbrauchsektoren. Erst ab 2005 ist ein
marginaler Rückgang zu erwarten.“ So
nahm die Anzahl der in Deutschland
gemeldeten PKW von 1990 bis 1993
von 35,5 auf 38,8 Millionen zu. Die
Mehrzahl der Neuanmeldungen er-
folgte in den neuen Bundesländern,
aber - symptomatisch für den Gesamt-
trend - auch im Westen stieg der Moto-
risierungsgrad weiter an.

Straßengüterverkehr und Luftverkehr
steigen ebenfalls stark an. Der Schie-
nengüterverkehr wird zwar langsam
ausgebaut, kann seinen Anteil gegen-
über der Straße aber nicht steigern. Im
Osten verliert die Bahn ihre Marktan-
teile an die Straße. Der Straßengüter-
verkehr, berechnet nach Milliarden

Tonnenkilometern, steigt nach Schät-
zung des Deutschen Institutes für Wirt-
schaftsforschung (DIW) im Zeitraum
1991 bis 2010 von 152,3 Mrd t/km um
68,7 Prozent auf 257 Mrd t/km. Die
erwartete Steigerung in Ostdeutschland
beträgt 359 Prozent und im Westen
immerhin noch 41 Prozent. Die Ent-
wicklung des Individualverkehrs voll-
zieht sich in der Tendenz ähnlich, wenn
auch nicht ganz so dramatisch.

Besondere Sorgen bereitet ein in der
öffentlichen Debatte seit langem ver-
nachlässigter Bereich, der Flugverkehr.
Die wieder vom Schweizer Prognos In-
stitut stammenden Schätzwerte, die dem
Bundesverkehrswegeplan zugrunde ge-
legt wurden, gehen von einer Steige-
rungsrate von 80 bis 92 Prozent der
Starts und Landungen auf deutschen
Flughäfen im Vergleichszeitraum 1991
bis 2010 aus. Entsprechend ist der Ver-
kehrswegeplan ausgelegt. Anstatt den
Bedarf zu steuern, soll das Luftverkehrs-
netz nach ihm ausgerichtet werden. Für
Straße, Bahn und Wasserwege gilt das-
selbe: Nicht die Klima -, sondern die
Verkehrsprognose bestimmt die zukünf-
tige Politik. So sieht der Bundesverkehrs-
wegeplan - ironischerweise auch eine
der im CO2-Minderungsprogramm der
Bundesregierung aufgeführten Maß-
nahmen - das größte Straßenbaupro-
gramm der Nachkriegsgeschichte vor.
Über die Hälfte der Neu- und Aus-
bauten sind für den Westen der Repu-
blik vorgesehen.

Das Hauptproblem einer ökologisch
orientierten Verkehrspolitik ist die
scheinbar unaufhaltsam steigende Ver-
kehrsleistung in Personen- und Tonnen-
kilometern. Egal wie der Modal Split -
die Verteilung zwischen den einzelnen
Verkehrsmitteln - aussieht, es wird im-
mer mehr gefahren, geflogen und
transportiert. Die Gründe dafür sind die
zunehmende Vernetzung der nationalen
und internationalen Wirtschaftsräume,
die Flexibilisierung der Lebens- und
Arbeitswelt und das steigende Bedürfnis
nach privater Mobilität. Die Antwort der

Der Verkehrssektor
ist die offene Wunde

der deutschen
Klimapolitik.
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Politik auf diesen steigenden Verkehrs-
druck war anfangs, diesen als Motor der
wirtschaftlichen Entwicklung zu fördern.
Heute soll er allenfalls durch flankie-
rende Maßnahmen entschärft werden.
Der Anstieg der verkehrsbedingten CO2-
Emissionen wird dadurch gebremst,
aber nicht aufgehalten oder gar umge-
kehrt. Fortschritte in anderen Bereichen,
wie beispielsweise der häuslichen Wär-
menutzung, werden in der Gesamtbi-
lanz durch die Verkehrsentwicklung zu-
nichte gemacht. Gegenüber der ständig
steigenden Verkehrsleistung versagen
die herkömmlichen Rezepte der Ver-
kehrspolitik - jedenfalls wenn sie im
bisherigen Tempo angewendet werden.
Zu langsam geht der Ausbau öffentli-
cher Verkehrsmittel, zu langsam senken
technologische Innovationen den spezi-
fischen Energieverbrauch - also bei-
spielsweise den Benzinverbrauch eines
Mittelklassewagens pro Kilometer - und
zu träge wirken Preissignale, wie die
periodisch zur Haushaltssanierung an-
gehobene Mineralölsteuer.

Die Klima-Enquetekommission des
Bundestages schlägt deshalb in ihrem
1994 vorgelegten Bericht „Mobilität
und Klima“ zur Minimierung des Ver-
kehrsbedarfes eine neue Raumord-
nungs- und Flächennutzungspolitik vor.
„Raum- und Siedlungsstrukturen“, so die
Kommission, „können bereits planerisch
auf Vermeidung bzw. Minimierung der
Wege angelegt werden.“ Vorgeschla-
gen werden die Mischung von Wohn-,
Arbeits- und Freizeitbereichen bei der
Flächennutzungs- und Bauleitplanung,
eine verdichtete Bauweise in den Städ-
ten und eine bessere Erschließung der
Siedlungsgebiete durch öffentliche Ver-
kehrsmittel. Dadurch soll der Trend zur
Zersiedlung der Landschaft, der die
Menschen vom Auto abhängig macht,
gestoppt werden.

Wer den Autoverkehr beschränken
möchte, muß die umweltfreundlichen
Alternativen fördern. Mit der Privatisie-
rung der Bundesbahn wurde der erste
Schritt gemacht, die Bahn sowohl im

Personen, als auch im Güterverkehr
wieder wettbewerbsfähig zu machen.
Doch die Bahn trägt eine Altlast mit sich
herum. Im Gegensatz zum Straßennetz
wurde das Schienennetz seit Ende des
zweiten Weltkrieges nicht mehr grund-
legend modernisiert. Wie eine moderne
Bahn in der Fläche aus-
sehen kann, beschreibt
eine Studie des Wup-
pertal Institutes für den
Deutschen Naturschutz-
ring (DNR). So läßt sich
die - ohnehin noch nicht
ausgelastete - Kapazität des Schienen-
netzes durch elektronische Steuerungs-
systeme vervielfachen. Damit können
mehr Güter als bisher von der Straße
auf die Schiene verlagert werden. Durch
parallele Schienenstränge können der
langsame Güter- und der schnelle Per-
sonenverkehr voneinander getrennt
werden. Dadurch werden die Kapazität
des Schienennetzes erhöht und der Per-
sonenverkehr beschleunigt. Die Be-
schleunigung des Personenverkehrs ist
deswegen so wichtig, weil nur eine
schnelle Bahn die Kunden davon über-
zeugen wird, das Auto stehen zu lassen
und auf Kurzstreckenflüge zu verzichten.
Auf innerdeutschen Strecken könnte die
Eisenbahn den Flugverkehr so vollstän-
dig ablösen.

Die indirekte Subvention des Flug-
verkehrs dadurch, daß keine Kero-
sinsteuer erhoben wird, muß aufgeho-
ben werden. Die Bundesregierung sollte
sich deshalb für eine Kerosinbesteu-
erung und eine Internalisierung der ex-
ternen ökologischen Kosten durch An-
hebung der Flughafengebühren zumin-
dest auf EU-Ebene einsetzen. Solange
eine solche internationale Einigung
nicht möglich ist, muß die Bundesregie-
rung im Alleingang Maßnahmen er-
greifen, um die externen ökologischen
Kosten des Flugverkehrs in den Preis
einzubeziehen.

Für eine moderne Flächenbahn ist es
wichtig, daß nicht nur die Hauptver-
kehrsstrecken für Intercity und Intercity-

Die indirekte Subventi-
on des Flugverkehrs
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Express immer moderner und schneller
ausgebaut werden, sondern daß auch
die für den Regionalverkehr so wichti-
gen Nebenstrecken modernisiert wer-
den. Vor allem auf den Nebenstrecken
ist das Bahnnetz in den Nachkriegsjahr-
zehnten vernachlässigt worden. Viele
Strecken und kleinere Bahnhöfe wurden
stillgelegt. Die Züge fahren langsam
und unregelmäßig. Mit der Regionali-
sierung der Bahn wurde jetzt ein erster
Schritt zu einer kundengerechteren
Fahrplangestaltung gemacht. Die Bun-
desländer können nun eigene Bahnge-
sellschaften betreiben. Doch die Länder
haben nicht das Geld, in ein modernes
Schienennetz und neue Fahrzeuge zu
investieren. Die Verteilung der Steuer-
mittel zwischen Bund und Ländern muß
deswegen grundlegend geändert wer-
den. So sollte die Verteilung des Mine-
ralölsteueraufkommens zugunsten der
Bundesländer geändert werden. Damit
würden die Autofahrer einen Teil der
langjährigen Subvention des Autobahn-
netzes indirekt an die Bahnfahrer zu-
rückzahlen.

Das Pendant zum öffentlichen Fern-
verkehr ist der kommunale Personen-
nahverkehr. Auch hier scheitern sinn-
volle Ausbauvorhaben oft am Geld. Die
Kommunen sind durch die hohen Sozi-
alhilfekosten und durch das sinkende
Gewerbesteueraufkommen in den letz-
ten Jahren finanziell ausgeblutet. Die
wirtschaftliche Krise hat in unserem fö-
deralen System die Schwächsten am
härtesten getroffen. Eine grundlegende
Finanzreform muß die Kommunen wie-
der in die Lage versetzen, in die Zukunft
der öffentlichen Infrastruktur zu investie-
ren. Dazu gehören neben dem öffentli-
chen Nahverkehr auch eine umwelt-
freundliche Energieversorgung und E-
nergiesparmaßnahmen im kommuna-
len Gebäudebestand.

Unzureichende Selbstverpflichtun-
gen der Wirtschaft

Im Vorfeld des Berliner Klimagipfels
hatten fünf Spitzenverbände der deut-
schen Wirtschaft eine „Erklärung zur

Klimavorsorge“ abgegeben. Diese frei-
willige Selbstverpflichtung wurde zum
ersten Jahrestag der Konferenz am 27.
März 1996 aktualisiert. Ein erster Zwi-
schenbericht zur Umsetzung der Erklä-
rung wird am 30. Juni 1997 fällig. Bis
dato haben sich 18 Branchen mit 71
Prozent Anteil am industriellen End-
energieverbrauch der Erklärung ange-
schlossen. Im Kernsatz der Erklärung
heißt es: „Auf freiwilliger Basis ist die
deutsche Wirtschaft bereit, besondere
Anstrengungen zu unternehmen, ihre
spezifischen CO2-Emissionen bzw. den
spezifischen Energieverbrauch bis zum
Jahre 2005 auf der Basis des Jahres
1990 um 20 Prozent zu verringern.“
Auch wenn die deutsche Wirtschaft da-
mit ihre Erklärung vom März 1995
nachgebessert hat, bleibt sie hinter dem
ökologisch notwendigen und technisch
möglichen Anteil, den sie zum nationa-
len Klimaschutzziel beitragen könnte,
weit zurück.

Nicht unterzeichnet hat die Erklärung
unter anderem die Automobilindustrie -
eine Tatsache die darauf hinweist, daß
es bei einer Klimaschutzselbstverpflich-
tung der Industrie nicht nur um den E-
nergieverbrauch bei der Fertigung,
sondern auch um den Energieverbrauch
der Produkte gehen müßte. In jedem
Fall verbleibt trotz der Zusage, den
CO2-Ausstoß bis zu 20 Prozent zu redu-
zieren, eine Lücke bis zum nationalen
Klimaschutzziel von 25 Prozent. Mehrere
Industrieverbände haben sich zudem
nicht auf absolute, sondern nur auf spe-
zifische Reduktionszahlen pro Pro-
duktionseinheit festgelegt. Bei steigen-
der Produktion werden die spezifischen
CO2-Reduktionen dadurch wieder kom-
pensiert.

Die meisten Branchen gehen in ihren
Zusagen nur geringfügig über die be-
reits durch den wirtschaftlichen Zusam-
menbruch in Ortsdeutschland erzielten
CO2-Minderungen hinaus. Ein beson-
ders krasses Beispiel bietet die deutsche
chemische Industrie. Sie hat in der aktu-
alisierten Erklärung vom März 1996 die
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höchsten absoluten Reduktionszahlen
genannt. Die Chemieindustrie hat sich
zum Ziel gesetzt, ihren CO2-Ausstoß von
1990 (31,2 Mio t) bis 2005 (22,5 Mio t)
um 30 Prozent zu senken. Doch schon
1993 hatte die Chemieindustrie durch
die Stillegung von Anlagen in Ost-
deutschland 25 Prozent Reduktion ihres
absoluten CO2-Ausstoßes - und damit
fast das gesamte selbstgesetzte Ziel -
erreicht. Das erhebliche technische Po-
tential zur Verbesserung des spezifi-
schen Energieverbrauches wird nicht
ausgeschöpft. Das Wuppertal Institut
stellte in seiner im Juli 1995 veröffent-
lichten Analyse der Selbstverpflich-
tungserklärung fest, daß die westdeut-
sche Chemieindustrie im Zeitraum
1985-1992 eine Verbesserung ihres
spezifischen Energieverbrauches um
jährlich 2,3 Prozent erreicht hat. Für den
Zeitraum bis 2005 werden also entwe-
der keine nennenswerten Effizienz-
gewinne angenommen oder völlig un-
realistische Erwartungen an das Pro-
duktionswachstum gehegt.

Im Gegenzug zur Selbstverpflichtung
der deutschen Industrie hat sich die
Bundesregierung bereiterklärt, die Ein-
führung einer Wärmenutzungsverord-
nung vorläufig zurückzustellen und sich
„im Falle einer EU-weiten CO2/Energie-
besteuerung dafür einzusetzen, daß die
an der Selbstverpflichtungsaktion teil-
nehmende Wirtschaft davon ausge-
nommen wird bzw. die dabei erreichten
CO2-Minderungen voll angerechnet
werden.“ Damit verzichtet die Bundes-
regierung auf wichtige Rahmensetzun-
gen, die für die Wirtschaft überhaupt
erst den Anreiz bieten würden, das tech-
nische CO2-Minderungspotential auszu-
schöpfen.

Fazit
Das CO2-Minderungsziel der Bundesre-
gierung wird auf Grundlage der schon
ergriffenen und geplanten Maßnahmen
der Bundesregierung, der deutschen
Wirtschaft und anderer Akteure nicht
erreicht werden. Deswegen müssen alle
Akteure zusätzliche Maßnahmen er-
greifen, um einen ausreichenden Bei-
trag zur Zielerreichung zu leisten. Im
Mai 1997 wird die Interministerielle
Arbeitsgruppe der Bundesregierung
ihren 4. Klimabericht vorlegen. Dabei
sollten folgende Schwerpunkte gesetzt
werden, um die
bestehende Lücke zur Erreichung des
CO2-Minderungszieles zu schließen:

1. Ein konkreter Vorschlag zur ökologi-
schen Finanzreform einschließlich
der Abschaffung umweltschädlicher
Subventionen.

2. Zusätzliche Maßnahmen im Ver-
kehrsbereich einschließlich einer
Umorientierung bei der Umsetzung
des Bundesverkehrswegeplanes.

3. Ordnungsrechtliche Rahmenbedin-
gungen zur freiwilligen Selbstver-
pflichtung der deutschen Wirtschaft.

4. Zusätzliche Maßnahmen im Altbau-
bereich und eine Verschärfung der
Wärmeschutzverordnung.

5. Markteinführungsprogramme für die
Nutzung erneuerbaren Energiequel-
len.

6. Eine ökologisch orientierte Reform
des

    Energiewirtschaftsrechts.
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Resümee

ünf Jahre nach Rio sind sowohl
Deutschland als auch die EU von
ihren selbstgesteckten Zielen noch

weit entfernt. Damit wird auch die Aus-
handlung eines für die 3. Klimavertrags-
staatenkonferenz in Kioto angestrebten
CO2-Minderungsprotokolles erschwert.
Ohne glaubwürdige Vorreiter werden
aber weiterhin die Nachzügler die Dy-
namik der internationalen Klimapolitik
prägen. Vor und während der UN-
Sondergeneralversammlung über Um-
welt und Entwicklung besteht deshalb
die Gelegenheit, durch konkrete Maß-
nahmen der nationalen und europäi-
schen Klimapolitik auch international
ein Zeichen zu setzen.

Klimapolitik ist eine Querschnitts-
aufgabe, die über traditionelle Ressort-
grenzen hinaus koordiniertes Handeln
erfordert. Stärker als bisher müssen
deshalb in den kommenden Jahren das
Wirtschafts-, Finanz-, Landwirtschafts-,
Verkehrs- und Forschungsressort und
andere ihren Beitrag zur Erreichung des
nationalen Klimaschutzzieles erbringen.
Auch in der Europäischen Union muß
die Klimaschutzpolitik entsprechend
dem im Maastrichtvertrag verankerten
Integrationsprinzip in die anderen Poli-
tikbereiche einbezogen werden.

Klimapolitik ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. In dem von Um-
weltministerin Angela Merkel im Rah-
men ihrer Initiative „Schritte zu einer
nachhaltigen umweltgerechten Ent-
wicklung“ eingesetzten Arbeitskreis
„Schutz des Klimas“ sind alle gesell-
schaftlichen Akteure dazu aufgefordert,
eigene Vorschläge zur Verwirklichung

des nationalen Klimaschutzzieles zu
machen. Dieser Appell richtet sich an
die Wirtschaft, die mit ihrer Selbstver-
pflichtung weit hinter dem wirtschaftlich
Möglichen und klimapolitisch Nötigen
zurückbleibt, aber auch an Kommunen,
Verbraucher, Umweltverbände und an-
dere.

Die Klimapolitik muß - zurück aus
der Versenkung - wieder an die Spitze
der globalpolitischen Tagesordnung
gelangen. Auch wenn die Klimakonven-
tion bei der Sondergeneral-
versammlung in New York nicht offiziell
Thema ist, so wird sie doch in den in-
formellen Gesprächen auf Minister- und
Regierungschefebene eine wichtige
Rolle spielen. Deutschland und die EU
haben innerhalb der westlichen Indust-
riestaaten auf Grund ihrer finanziellen
und technischen Möglichkeiten und der
großen Unterstützung in der eigenen
Bevölkerung für eine progressive Kli-
mapolitik die Verantwortung, rechtzeitig
vor der Kiotokonferenz die Verhand-
lungen aus der Sackgasse zu führen und
ein anspruchsvolles Protokoll zur CO2-
Reduktion auf den Weg zu bringen.

F
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Das Forum
Umwelt & Entwicklung

Ein halbes Jahr nach Rio, am 16. De-
zember 1992, gründeten 35 Verbände
das Forum Umwelt & Entwicklung deut-
scher Nichtregierungsorganisationen.
Dieser Zusammenschluß zu einer Ar-
beitsplattform hat folgende Ziele:

• Rio ernst zu nehmen und gemeinsam
das Machbare zu versuchen, um
weltweit zum Abbau von Armut und
zum Schutz der Schöpfung beizutra-
gen,

• national und international darauf zu
drängen, daß die Beschlüsse von Rio,
insbesondere die Agenda 21, umge-
setzt werden,

• in Arbeitsgruppen Standpunkte zu
Themen zu erarbeiten, die nach Rio
weiter verfolgt werden müssen,

• bestimmte Bereiche der Informati-
ons- und Bildungsarbeit zu koordinie-
ren,

• Regierung und Parlament durch ge-
meinsames Auftreten inhaltlich her-
auszufordern,

• für internationale Kontakte als deut-
scher Partner zur Verfügung zu ste-
hen,

• die Beteiligungsmöglichkeiten für
Nichtregierungsorganisationen in
den Gremien des Rio-Folgeprozesses
wahrzunehmen.

Das Forum Umwelt & Entwicklung trifft
sich als Plenum zweimal pro Jahr und
berät die jeweils nächsten Schritte der
Zusammenarbeit. Die Koordination und
Information nach innen und außen ü-
bernimmt die Projektstelle Umwelt &
Entwicklung.

Die Arbeitsgruppen

Der Zweck des Forums Umwelt & Ent-
wicklung ist, gemeinsame Standpunkte
und damit Strategien zu erarbeiten, um
politisch neue Maßstäbe setzen zu kön-
nen. Daher wurden bisher elf Arbeits-
gruppen mit je einem Schwerpunkt-
thema gebildet. Jede am Forum Um-
welt  & Entwicklung beteiligte Organisa-
tion kann in diesen Arbeitsgruppen mit-
arbeiten:

• Biologische Vielfalt
• Desertifikation
• Frauen
• Handel
• Jugend
• Klima
• Lebensweise
• Nachhaltige Entwicklung
• Nachhaltige Landwirtschaft
• Stadt- und Regionalentwicklung
• Wälder

Da die Arbeitsgruppen mit ihrer interdis-
ziplinären Besetzung viel Sachverstand
konzentrieren, finden sie zunehmend
Beachtung bei Fachjournalisten, Mini-
sterien und Institutionen. Die von ihnen
erstellten Analysen und Empfehlungen
gelangen in Zusammenarbeit mit der
Projektstelle an die Öffentlichkeit.
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Die Projektstelle des Forums
Umwelt & Entwicklung

Die Projektstelle ist Sprachrohr und Ko-
ordinationsinstrument des Forums Um-
welt & Entwicklung und Umschlagplatz
gemeinsam erarbeiteter Positionen der
beteiligten Verbände. Sie unterhält Kon-
takte zu Organisationen aus Entwick-
lungsländern und stimmt sich mit inter-
nationalen Verbänden für gemeinsame
Aktivitäten ab. Sie begleitet auf UN-
Ebene die nach Rio weiterlaufenden
internationalen Arbeiten zu Umwelt und
Entwicklung. Eine ihrer Hauptaufgaben
ist es, der deutschen Öffentlichkeit den
Zusammenhang zwischen Umwelt und
Entwicklung zu verdeutlichen und für
eine Änderung der verschwenderischen
Wirtschafts- und Lebensweise in den
industrialisierten Ländern einzutreten,
die natürliche Lebensgrundlagen zer-
stört und Millionen Menschen, insbeson-
dere in Ländern des Südens, ihrer Le-
benschancen beraubt.

Die Arbeit der Projektstelle wird definiert
von einem Leitungskreis, der sich zu-
sammensetzt aus VertreterInnen von je
vier Umwelt- und Entwicklungsorgani-
sationen, einer Vertreterin der Frauen-
verbände und einer/m VertreterIn der
Jugendverbände. Der Leitungskreis rep-
räsentiert die Standpunkte und Forde-
rungen des Forums Umwelt & Entwick-
lung gegenüber Regierungsinstitutionen
und der Öffentlichkeit. Die Projektstelle
wird vom Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
(BMU) und vom Bundesministerium für
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) finanziell gefördert,
Anstellungsträger ist der Deutsche Na-
turschutzring e.V. (DNR).

Beteiligte Verbände im Forum
Umwelt & Entwicklung

AgrarBündnis l Arbeitsgemeinschaft
Kirchlicher Entwicklungsdienste l Ar-
beitsgemeinschaft Regenwald und Ar-
tenschutz l AT-Verband l Brot für die
Welt l BUKO l Bund der Deutschen
Katholischen Jugend l BUND-Jugend l
Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) l Deutsche Welt-
hungerhilfe l Deutsches IDNDR-
Komitee für Katastrophenvorbeugung l
Deutsches Institut für tropische und sub-
tropische Landwirtschaft (DITSL) l Deut-
scher Naturschutzring (DNR) l Deutscher
Tierschutzbund l Deutscher Volkshoch-
schulverband l Eine Welt Jugendnetz-
werk l Evangelische Kirche Deutschland
l FIAN l Frieden mit der Erde l Ger-
manwatch l Grüne Liga l Heinrich-Böll-
Stiftung l Infoe l Kindernothilfe l Mise-
reor l Naturschutzbund Deutschland
(NABU) l Naturschutzjugend l NEPAL l
NRO-Frauenforum l Ökolöwe l Oro
Verde l Regenwaldforum l Senior Ex-
pert Service l Stiftung Entwicklung und
Frieden l Südwind l Terre des Hommes
l Urgewald l Verband Entwicklungspo-
litik deutscher Nicht-
regierungsorganisationen (VENRO) l

WEED l World Wide Fund for Nature
Deutschland  l und weitere Verbände.

Weitere Informationen über das Forum
Umwelt & Entwicklung deutscher Nicht-
regierungsorganisationen erhalten Sie
beim:

Fo rum Umwe l t  &  En tw i ck l ungFo rum Umwe l t  &  En tw i ck l ung
Am Michaelshof 8-10
D - 53177 Bonn
Telefon: 0228-359704
Fax: 0228-359096
E-mail:   dnr@oln.comlink.apc.org
Internet:  http://www.oneworldweb.de/forum


